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VORGESCHICHTE Wegen der schlechten Finanzlage des Bundes spricht sich der National-
rat 1978 grundsätzlich für die Erhebung einer Autobahngebühr aus und 
beauftragt mittels einer parlamentarischen Initiative die zuständige 
Kommission mit der Ausarbeitung eines Entwurfs für die erforderliche 
Verfassungsrevision. 1980 legt der Bundesrat dem Parlament seine Bot-
schaft über die Einführung einer Schwerverkehrsabgabe (vgl. Vorlage 316) 
vor und geht darin auch auf die Vignette für Autobahnbenützer ein. Die 
zu erwartenden zusätzlichen Einnahmen beziffert er auf 200 bis 300 Mil-
lionen Franken pro Jahr. Aufgrund der negativen Ergebnisse des Ver-
nehmlassungsverfahrens, und auch weil die Autobahnvignette wegen ih-
res Pauschalcharakters eine gewisse Benachteiligung der Gelegenheits-
autofahrer mit sich bringt, empfiehlt der Bundesrat dem Parlament, 
vorerst auf die Einführung einer Benutzungsgebühr für die Nationalstras-
sen zu verzichten. 

Im Nationalrat stösst die Idee jedoch auf breite Zustimmung; zu reden 
gibt einzig die Tatsache, dass die leichten Motorfahrzeuge ihre Strassen-
kosten eigentlich bereits decken und sich deshalb die Einführung einer 
Benutzungsgebühr nicht unbedingt aufdrängt. Weil aber voraussichtlich 
rund 80% der Mehreinnahmen durch ausländische Automobilistinnen 
und Automobilisten erbracht würden, scheint die Vignette als Mittel zur 
Sanierung des Bundeshaushaltes bei den Stimmbürgern populär zu sein. 
In der Schlussabstimmung nimmt der Nationalrat die parlamentarische 
Initiative mit 129 zu 28 Stimmen deutlich an. Der Ständerat schliesst sich 
dieser Meinung an und stimmt der Verfassungsgrundlage für die Erhe-
bung einer Autobahngebühr zu. 

GEGENSTAND Die Bundesverfassung soll wie folgt ergänzt werden: «Der Bund erhebt 
für die Benützung der Nationalstrassen auf in- und ausländischen Motor-
fahrzeugen eine jährliche Abgabe von 30 Franken. Die Erhebung dieser 
Abgabe ist befristet bis zum 31. Dezember 1990. Schon vor diesem Termin 
kann ganz oder teilweise auf die Abgabe verzichtet werden. Der Bundes-
rat kann für Übertretungen Bussen vorsehen, bestimmte Fahrzeuge von 
der Abgabe befreien und Sonderregelungen für den Grenzbereich tref-
fen.» 

ABSTIMMUNGSKAMPF Verglichen mit der Abstimmung über die Einführung einer Schwerver-
kehrsabgabe verteilen sich Gegner und Befürworter bei der Vignetten-
Vorlage differenzierter. Während SP, CVP und SVP den Bundesbeschluss 
zur Annahme empfehlen, schert die FDP aus dem Quartett der Bundes-
ratsparteien aus und bekämpft die Vorlage zusammen mit den Liberalen, 
dem Landesring und der PdA. 

ERGEBNIS Sowohl die Schwerverkehrsabgabe (vgl. Vorlage 316) als auch die Auto-
bahnvignette werden vom Stimmvolk mehrheitlich gutgeheissen. Den Ab-
stimmungsparolen der Parteien entsprechend ist die Zustimmung bei 
der Schwerverkehrsabgabe mit 58,7% leicht höher als bei der Autobahn-
vignette, die von 53,0% der Stimmenden befürwortet wird. Auffällig ist 
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die für schweizerische Verhältnisse hohe Stimmbeteiligung von 52,8%. 
Die Westschweiz lehnt die Vorlage ab, am deutlichsten der Kanton Genf 
mit lediglich 30,7% Jastimmen. In der Deutschschweiz sagt nur Schwyz 
Nein zur Einführung einer Autobahnvignette. 

Wie aus der Nachbefragung hervorgeht, war nebst diesem verkehrspoli-
tisch bekannten Sprachgraben auch das Alter ein entscheidender Faktor: 
Junge Urnengänger standen der Abgabe skeptischer gegenüber als äl-
tere. Die Vignette wurde von der Bevölkerung fast durchwegs als rein fis-
kalpolitische Massnahme aufgefasst. Entsprechend verstehen die Gegner 
ihr Nein primär als Opposition zu neuen Steuern. Der am häufigsten ge-
nannte Grund für ein Ja war, dass mit der Vignette nun auch der auslän-
dische Transitverkehr zur Kasse gebeten wird. 
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